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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Diese Sitzungswoche startete mit einer 
Regierungsbefragung mit Jens Spahn zur 
Pandemie-Bekämpfung. Wichtige Bausteine in 
der Pandemiebekämpfung sind Corona-Tests 
und Impfungen. Beide Maßnahmen nehmen 
weiter an Fahrt auf. Die Liefermengen beim 
Impfstoff erhöhen sich und die Zulassung eines 
weiteren Impfstoffs wird bald erwartet. Wir 
sollten auch auf den Zeitpunkt vorbereitet sein, 

dass die Impfzentren allein den verfügbaren Impfstoff nicht mehr verimpfen können. Hier 
muss eine klare Strategie stehen, bei der beispielsweise auch Hausärzte eingebunden 
werden. 
 
Wir erleben in diesen herausfordernden Zeiten aber auch viele Stärken unserer 
Gesellschaft: stabile demokratische Institutionen, hohes bürgerschaftliches Engagement 
und europäische Solidarität. Gleichzeitig hat uns die Krise aber auch deutlichen 
Handlungsbedarf aufgezeigt – bei verwaltungsinternen Planungs- und 
Entscheidungsprozessen, bei der Digitalisierung des Staates und beim Bevölkerungs- und 
Katastrophenschutz. Deshalb sollten wir prüfen, wie unser Staat und die Verwaltung 
effizienter arbeiten können und sich unsere föderalen Strukturen optimieren lassen. Wir 
wollen hier Neues wagen. Es geht darum, die Vorteile der föderalen Ordnung und der 
kommunalen Selbstverwaltung in das 21. Jahrhundert zu tragen und nicht mehr 
Zeitgemäßes zu reformieren. Daran wollen wir als Union in den kommenden Wochen und 
Monaten arbeiten. 
 
Die Abschlagszahlungen aus der Corona-Überbrückungshilfe III kommen gut voran.  Ich 
habe in den letzten Wochen an unzähligen Videokonferenzen mit betroffenen 
Unternehmen in ganz Bayern teilnehmen dürfen, um rund um die Coronahilfen 
auftretende Fragen zu beantworten und Unklarheiten zu beseitigen. Wir wollen den 
betroffenen Selbständigen und Mittelständlern mit Rat und Tat zur Seite stehen, damit sie 
nicht resignieren und das Vertrauen in die Politik nicht verlieren. Ich persönlich stehe an 
der Seite der Mittelständler und nehme auch jede Anregung und jedes Praxisbeispiel mit 
in die Verhandlungen für eine sich immer weiter verbesserte Situation bei den Hilfen. Mit 
der Überbrückungshilfe III konnten zahlreichen Problemfelder beseitigt werden. Aber es 
steht noch viel Arbeit vor uns. Ein Dank gilt allen Unternehmern für ihre Anregungen, ihre 
Mitarbeit und ihre Geduld. 
 
Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen meines Infobriefs. 
 
 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 
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WOHNRAUMOFFENSIVE: WORT GEHALTEN  

Kraftanstrengung zur Stabilisierung des 

Wohnungsmarktes 
 

Bund, Länder und Kommunen ziehen Bilanz. 2018 starteten sie gemeinsam die 
Wohnraumoffensive. Das Ergebnis kann sich zweieinhalb Jahre später sehen lassen. 
 

 
 
 
Auf dem Wohngipfel 2018 wurde ein umfassendes Maßnahmenbündel zur Stärkung des 
Wohnungsneubaus und zur Sicherung bezahlbaren Wohnens vereinbart. Denn vor allem 
in den großen Ballungszentren ist bezahlbarer Wohnraum zu einer sozialen Frage 
geworden. „Es hat in den letzten 25 Jahren keine vergleichbare Kraftanstrengung zur 
Stabilisierung des Wohnungsmarktes in Deutschland gegeben“, sagt Kai Wegner, der bau- 
und wohnungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Interview mit 
dem rbb-Inforadio.  
 
Neubau ist der beste Schutz 
Die wesentlichen Vereinbarungen des Wohngipfels von 2018 sind inzwischen umgesetzt 
oder auf den Weg gebracht. „Bis zum Ende dieser Legislaturperiode wird – trotz der 
Pandemie – der Bau von mehr als 1,5 Millionen Wohnungen abgeschlossen oder 
angestoßen sein. Damit stellt der Bund seine Verlässlichkeit beim Wohnungsbau einmal 
mehr unter Beweis“, betont Kai Wegner. Denn klar ist: „Bauen, bauen, bauen“ ist und 
bleibt der Schlüssel zum Erfolg. „Neubau ist der beste Schutz vor steigenden Mieten“, so 
Wegner. 
 
Familien profitieren 
Vor allem Familien profitieren von den Maßnahmen: Über 300.000 Familien konnten 
inzwischen das Baukindergeld beantragen. Außerdem ist das Wohngeld gestiegen und es 
wird regelmäßig an die Entwicklung der Einkommen und der Wohnkosten angepasst. Der 
Bund förderte von 2018 bis 2021 den sozialen Wohnungsbau mit fünf Milliarden Euro.  
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Dazu kommt eine massive Unterstützung des Bundes für den Städtebau – allein in den 
letzten beiden Jahren knapp 1,6 Milliarden Euro. Der Mietwohnungsbau wird steuerlich 
gefördert. Mieter werden vor Überforderung bei Neuvermietung und Modernisierung 
geschützt und es gibt eine attraktivere Bausparprämie. 
 
Mietendeckel bremst Neubau und Modernisierungen 
„Wir setzen auf Investitionen und die richtigen Anreize, um dringend benötigten 
Wohnraum zu schaffen, anstatt auf verfehlte Regulierung“, unterstreicht Ulrich Lange, 
stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Er sagt aber auch: „Es 
wird immer noch zu wenig gebaut. Der Schlüssel zur Entspannung an den 
Wohnungsmärkten ist der Bau von Wohnungen.“ Für falsch hält Lange einen 
Mietendeckel: „Der Berliner Mietendeckel bremst Neubau und Modernisierungen.“ 
 
 

ZWEITE FOLGE IST ONLINE  

‚Sebastian Brehm DIREKT‘ mit Thomas Pirner 
 
Die Jungfernausgabe des neuen Video-Talkformats „Sebastian Brehm DIREKT“ kam gut 
an. Nun konnte Mittelfrankens Handwerkspräsident Thomas Pirner im neuen Studio 
begrüßt werden.  
 

 
 
 
 

Schauen Sie sich die zweite Folge von ‚Sebastian Brehm DIREKT‘ an:   LINK  

 
 

https://youtu.be/0vZkQFWoUQo
https://youtu.be/0vZkQFWoUQo
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Bundestagsdebatten über die Europäische Union  

Geschlossen aus der Krise  
 

Corona-Krise, Klimawandel, Brexit-Folgen – die Europäische Union steht vor immensen 
Herausforderungen. Vor diesem Hintergrund riefen Abgeordnete der Unionsfraktion die 
EU zu Geschlossenheit auf. Im Mittelpunkt der Bemühungen müsse der Erhalt der 
Wettbewerbsfähigkeit Europas stehen, betonten sie. 
 

 
 
 
„In herausfordernden Zeiten brauchen wir ein starkes und geschlossenes Europa“, sagte 
der europapolitische Sprecher Florian Hahn in der Bundestagsdebatte über das 
Arbeitsprogramm der EU-Kommission für 2021. Die stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
Katja Leikert warnte, wenn die Europäer auseinanderdrifteten, werde es nur Verlierer 
geben. Die EU sei da, um die großen Probleme zu lösen. An erster Stelle nannte sie 
„gesunde Finanzen und Jobs, Jobs, Jobs“.  
 
Weichen stellen für Digitalisierung und Klimaschutz  
Hahn appellierte an die EU, sich jetzt so aufstellen, dass sie international wettbewerbsfähig 
bleibe, Wachstum ermögliche und Beschäftigung sichere. Auch der Vorsitzende des 
Europaausschusses, Gunther Krichbaum, mahnte die Sicherung des europäischen 
Wirtschaftsstandortes an. Die Weichen für Digitalisierung und Klimaschutz müssten jetzt 
gestellt werden. 
 
Deutsche Ratspräsidentschaft erfolgreich 
Hahn warf einen Blick zurück auf die erfolgreiche deutsche Ratspräsidentschaft im 
zweiten Halbjahr 2020. Mit der Einigung auf den Mehrjährigen Haushaltsrahmen und dem 
Wiederaufbaufonds sowie dem Handelsabkommen mit Großbritannien sei es ihr gelungen, 
einige dicke Brocken wegzuräumen. „Unter deutscher Ratspräsidentschaft hat die EU 
Handlungsfähigkeit bewiesen“, sagte Hahn.  
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Größtes Konjunkturprogramm in der EU-Geschichte 
Mit dem mehrjährigen Haushaltsplan und dem Wiederaufbaufonds stehen der EU in den 
kommenden sieben Jahren rund 1,8 Billionen Euro zur Verfügung. Der Bundestag beriet 
außerdem in erster Lesung über die Finanzierung dieser Haushaltsmittel. Im Mittelpunkt 
stand dabei der Fonds mit dem Namen „Next Generation EU“, der mit 750 Milliarden Euro 
bestückt wird. Dies sei das größte Konjunktur- und Aufbauprogramm in der Geschichte der 
EU, sagte Leikert. Es entfalte schon jetzt Wirkung, wie sich beispielsweise an der Stärke 
des Euro ablesen lasse. Das Geld für den Fonds soll die EU-Kommission ausnahmsweise 
am Kapitalmarkt aufnehmen.  
 
„Kein Einstieg in eine Schuldenunion“ 
Der haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg, 
nannte die zeitlich befristete Kreditaufnahme angesichts der Herausforderungen durch die 
Pandemie gerechtfertigt. Gleichzeitig betonte er, dies sei „nicht der Einstieg in die 
Fiskalunion, nicht der Einstieg in eine Haftungsunion und nicht der Einstieg in eine 
Schuldenunion“. Leikert sagte, das Haushaltsinstrument sei weder ein Freifahrtschein für 
die Mitgliedstaaten noch eine Dauerlösung. Sie mahnte auch eine schnelle Rückkehr zum 
Stabilitäts- und Wachstumspakt an, der die Nettoneuverschuldung und die 
Gesamtverschuldung der Mitglieder begrenzt.   
 
Der CDU-Politiker André Berghegger unterstrich den Ausnahmecharakter der 
Kreditaufnahme von Seiten der EU-Kommission. Die Fondsmittel dürften nicht in den 
Haushalten der Mitgliedstaaten versickern, sondern müssten in die Bewältigung der 
Folgen der Pandemie gesteckt werden, warnte er. Angesichts der noch immer enormen 
Herausforderungen der Pandemie warben Rehberg und Berghegger für eine schnelle 
Auszahlung der Mittel. 
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CORONA-PANDEMIE HAT SCHWÄCHEN OFFENGELEGT   

Brinkhaus fordert moderne Verwaltung  
 
Unionsfraktionschef Ralph Brinkhaus hat sich erneut für eine umfassende 
Modernisierung der Verwaltung ausgesprochen. In der Corona-Pandemie habe man „wie 
unter einem Brennglas gesehen, was nicht funktioniert“, sagte Brinkhaus zum Beginn der 
Bundestagssitzungswoche. Mit Blick auf eine vorsichtige Lockerung der 
Kontaktbeschränkung plädierte er für den breiten Einsatz von Schnelltests. 
 

 
 
„Wir brauchen den großen Wurf“ 

Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion stellte klar, dass es bei der 

Verwaltungsreform nicht um die Abschaffung des Föderalismus gehe, sondern um dessen 

Reform. Der Aufbau der Institutionen müsse verändert, die Verwaltung digitalisiert, 

Prozesse müssten beschleunigt werden. Ziel sei es, dass der Staat auf kommende Krisen – 

sei es eine Pandemie, die Bewältigung der Folgen des Klimawandels oder ein Cyberangriff 

– besser vorbereitet sei und flexibler handeln könne.  Brinkhaus räumte aber ein, dass sich 

das Vorhaben bis zum Ende der Legislaturperiode nicht erledigen lasse. Vielmehr werde 

es die Regierung auch darüber hinaus beschäftigen: „Was wir brauchen, ist der große 

Wurf.“ 

 

Schritt für Schritt zur Öffnung 

Zur aktuellen Corona-Situation sagte Brinkhaus, man sei nun in einer Phase angekommen, 

in der man differenzierter an die Pandemie herangehen könne. Testen und Impfen seien 

jetzt ganz wichtige Werkzeuge, um eine vorsichtige Öffnungsstrategie zu begleiten. 

Zunächst aber müsse die Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus nach unten gehen, 

betonte er. Dann könne man „sehr verantwortungsvoll Schritt für Schritt“ nach vorne 

gehen. 
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Folgen der Lockerung auswerten 

Nach einem wochenlangen Abwärtstrend stagniert die Zahl der Neuinfektionen 

momentan. Brinkhaus sprach von einer Seitwärtsbewegung, die auf die Mutation des Virus 

zurückzuführen sei. Er plädierte dafür, zunächst auszuwerten, wie sich die teilweise 

Wiederaufnahme des Schulbetriebs am Montag und die bevorstehende Öffnung der 

Friseure am 1. März auf das Infektionsgeschehen auswirke. Zu vermeiden sei es, dass man 

erst die Maßnahmen lockere, um sie dann wieder anziehen zu müssen. 

 

VIDEOKONFERENZEN  

Sebastian Brehm steht Unternehmern mit Rat und Tat 

zur Seite  
 
  

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  

 

Sebastian Brehm ist ein gefragter 
Ansprechpartner für 
Unternehmer. In vielen 
Videokonferenzen steht er auf 
Einladung seiner 
Fraktionskolleginnen und –
kollegen für Fragen von 
Selbständigen und 
Mittelständlern rund um die 
Coronahilfen zur Verfügung.  
 
„Ich persönlich stehe an der Seite 
der Mittelständler und nehme 
auch jede Anregung und jedes 
Praxisbeispiel mit in die 
Verhandlungen für eine sich 
immer weiter verbesserte 
Situation bei den Hilfen.“ 
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